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Düsseldorf: Drogenhandel am Hauptbahnhof 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Um den Düsseldorfer Hauptbahnhof spielt sich der Drogenhandel offen sichtbar ab. Besonders 
rund um den Konrad-Adenauer-Platz, den Immermannhof und das KAP1 treten Dealer regel-
mäßig direkt an Passanten heran, sprechen potenzielle Käufer an oder machen durch Gesten 
auf ihr Angebot aufmerksam. Trotz erhöhter Polizeipräsenz und häufiger Kontrollen gelingt es 
den Behörden bislang nicht, die Szene dauerhaft einzudämmen. Für viele Anwohner, Ge-
schäftsleute und Reisende prägt dieser Bereich inzwischen das Bild des Bahnhofsviertels.1 
 
Die Rheinische Post berichtet beispielsweise, dass an einem späten Nachmittag vor dem 
Bahnhof ein junger Mann mitten im dichten Menschenstrom steht, der offenbar nicht auf dem 
Heimweg ist, sondern Geschäfte machen will. Er beobachtet aufmerksam die vorbeiziehenden 
Passanten. Immer wieder sucht er Blickkontakt und nickt Menschen gezielt zu – ein stilles 
Signal an mögliche Drogenkäufer. Lange müsse man sich am Bahnhofsvorplatz nicht aufhal-
ten, um ähnliche Szenen zu erleben. Wenige Meter weiter lehnen zwei Männer lässig vor ei-
nem Dönerladen an der Hauswand und sprechen Vorbeigehende direkt an. „Weed? Crack? 
Koka?“ flüstert einer ihnen zu. Zeigt jemand kein Interesse, wird sofort die nächste Person 
angesprochen. Selbst junge Frauen werden offensiv angesprochen, was bei vielen sichtbar 
Unbehagen auslöst. 
 
Die Situation rund um den Hauptbahnhof ist seit Jahren bekannt. In jüngster Zeit rückte sie 
erneut verstärkt in den Fokus, nachdem Bundeskanzler Friedrich Merz mit seiner Aussage 
über das Stadtbild eine bundesweite Debatte ausgelöst hatte. Die Düsseldorfer Polizei bestä-
tigte, dass in den vergangenen Jahren insbesondere der unerlaubte Drogenhandel deutlich 
zugenommen hat. Zwar sei die Gesamtzahl der Straftaten zwischen 2023 und 2025 insgesamt 
relativ konstant geblieben, doch im Bereich des Drogenhandels gebe es einen klaren Anstieg. 
Genaue Zahlen für einzelne Straßenabschnitte rund um den Hauptbahnhof könne die Polizei-
liche Kriminalstatistik allerdings nicht liefern, schreibt die Rheinische Post. Gemeinsam mit 
Stadt und Bundespolizei wurde deshalb das Projekt „SiBu“ eingerichtet, das auf stärkere 

 
1 Vgl. https://rp-online.de/nrw/staedte/duesseldorf/drogen-am-hauptbahnhof-duesseldorf-das-ge-
schaeft-mit-der-sucht_aid-138012707. 
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Kontrollen und erhöhte Präsenz setzt. Vor allem der Bahnhofsvorplatz gilt wegen der vielen 
Passanten und der offenen Konsumentenszene als Brennpunkt.2 
 
Nach Einschätzung der Polizei lassen sich die Probleme jedoch nur zeitweise eindämmen. 
Eine dauerhafte Überwachung einzelner Orte sei personell nicht möglich. Außerdem würden 
Dealer flexibel reagieren und ihre Treffpunkte verlagern, sobald Kontrollen verstärkt werden. 
Hinzu kommen rechtliche Grenzen: Wer nur geringe Mengen Drogen bei sich trägt, muss nicht 
automatisch mit einer Haftstrafe rechnen – Wissen, das innerhalb der Szene weit verbreitet zu 
sein scheint. Wie routiniert der Handel inzwischen abläuft, zeigt sich einige Tage später erneut 
vor demselben Dönerladen. Wieder stehen dort dieselben Männer und beobachten Passan-
ten. Besonders häufig sprechen sie offenbar Menschen aus der offenen Drogenszene rund 
um Immermannhof und KAP1 an, die in der Umgebung seit längerem für Beschwerden von 
Anwohnern und Geschäftsinhabern sorgt. Der Ablauf der Geschäfte wirkt eingespielt. Nach 
wenigen Worten gehen Käufer und Verkäufer ein Stück den Bürgersteig entlang, Geld und 
kleine Päckchen wechseln innerhalb weniger Sekunden den Besitzer. Anschließend kehren 
die Dealer an ihren ursprünglichen Platz zurück.3 
 
Währenddessen beobachtet ein ziviler Ermittler die Szene aus einem Café in der Nähe, infor-
miert seine Kollegen über mutmaßliche Übergaben und beschreibt auffällige Personen. Kurz 
darauf hält ein Streifenwagen direkt vor den Dealern. Zwei Polizisten kontrollieren die Männer, 
durchsuchen sie und überprüfen ihre Personalien. Aus der Entfernung ist nicht zu erkennen, 
ob Drogen gefunden werden. Die Dealer wirken jedoch ruhig und wenig beeindruckt. Wenig 
später fährt die Polizei wieder davon, während die Männer vor Ort bleiben. Nach Ansicht eines 
Passanten, der die Kontrolle verfolgt hat, haben die Dealer keinen Respekt vor der Polizei, 
weil die deutschen Gesetze zu mild seien. In Ländern wie den USA oder England werde laut 
ihm deutlich härter gegen solche Delikte vorgegangen. Auch Geschäftsleute in der Umgebung 
wirken zunehmend resigniert. Mitarbeiter des Dönerladens berichten, dass die Dealer täglich 
direkt vor ihrem Geschäft stünden. Immer wieder werde die Polizei gerufen, doch dauerhaft 
ändere sich nichts. Ähnlich äußert sich ein Mann, der seit elf Jahren in einem Kiosk am Im-
mermannhof arbeitet und zuvor bereits in der Gastronomie der Umgebung tätig war. Selbst 
wenn der Polizei gelegentlich größere Festnahmen gelingen, werden schnell neue Händler 
nachrücken. Oft stehen kurze Zeit später sogar dieselben Personen wieder an den bekannten 
Orten.4 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8170 mit Schreiben vom 27. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleich-
stellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Datenquelle für die Beantwortung von Fragen zur Kriminalitätsentwicklung ist die Polizeiliche 
Kriminalstatistik (PKS). Sie wird nach bundeseinheitlich festgelegten Richtlinien erstellt. Die 
Erfassung erfolgt nach Abschluss aller kriminalpolizeilichen Ermittlungen mit Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft (sogenannte Ausgangsstatistik) und führt zu einem zeitlichen Versatz zwi-
schen Bekanntwerden der Straftat und der statistischen Erfassung. Die PKS ist eine Jahres-
statistik, die zu Jahresbeginn eines Folgejahres für das Vorjahr veröffentlicht wird. Bis ins erste 
Quartal des Folgejahres hinein führt das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen (LKA) 

 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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umfangreiche und aufwändige Prüfroutinen im Rahmen eines Qualitätssicherungsprozesses 
durch. Bei dem Auswerteergebnis ist zu berücksichtigen, dass Tatverdächtige und Opfer, die 
aus anderen Ländern, vom Zoll oder der Bundespolizei an die PKS Nordrhein-Westfalen über-
mittelt werden, weiterhin ausschließlich mit einer Staatsangehörigkeit erfasst werden. Dies 
führt zu einer geringfügigen statistischen Unschärfe in Bezug auf die ausgewerteten und be-
richteten Daten. Ein Vergleich mit Daten anderer Länder oder mit Daten des Bundes ist nicht 
möglich. Die bundeseinheitlich festgelegten Richtlinien für die Führung der PKS sehen eine 
Erfassung von Mehrfachstaatsangehörigkeiten nicht vor. Der Bereich um den Düsseldorfer 
Hauptbahnhof ist in der PKS Nordrhein-Westfalen nicht separat abbildbar. Aus diesem Grund 
hat das LKA eine georeferenzierte Auswertung des Datenbestandes der PKS Nordrhein-West-
falen - für die in der Anlage dargestellte Fläche – durchgeführt Bei der geographischen Aus-
wertung von Daten ist zu beachten, dass nur solche Fälle berücksichtigt werden können, bei 
denen mindestens ein Straßenname als Tatort-Adresse angegeben wurde.  
 
 
1. Welche Nationalität haben die im Bereich des Düsseldorfer Hauptbahnhofs wegen 

Drogenhandels polizeilich auffällig gewordenen Tatverdächtigen jeweils? 
 
Die Staatsangehörigkeiten der wegen des Handels mit Betäubungsmitteln und zusätzlich we-
gen des Handels mit Cannabis5 in der PKS Nordrhein-Westfalen erfassten Tatverdächtigen im 
Bereich des Hauptbahnhofes Düsseldorf bitte ich, der folgenden Tabelle zu entnehmen. 
 

Rauschgifthandel im Bereich des Hauptbahnhofes Düsseldorf - Staats-
angehörigkeit der Tatverdächtigen 

Staat   2025 

Deutschland   6 

Afghanistan   1 

Ägypten   3 

Albanien   3 

Algerien   50 

Bulgarien   1 

Eritrea   0 

Frankreich   0 

Gambia   0 

Ghana   0 

Guinea   2 

Irak   3 

Iran   1 

Italien   0 

Demokratische Republik Kongo   0 

Libanon   1 

Liberia   1 

Libyen   2 

Marokko   10 
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Nigeria   1 

Somalia   1 

Spanien   7 

Sudan (ohne Südsudan)   1 

Syrien   6 

Tunesien   8 

Türkei   0 

Ungeklärt   2 
Quelle: PKS Nordrhein-Westfalen 
 
 
2. Über welche Mehrfachstaatsangehörigkeiten verfügen die im Bereich des Düssel-

dorfer Hauptbahnhofs wegen Drogenhandels polizeilich auffällig gewordenen 
deutschen Tatverdächtigen jeweils? 

 
Die weiteren Staatsangehörigkeiten der wegen des Handels mit Betäubungsmitteln und zu-
sätzlich wegen des Handels mit Cannabis im Bereich des Hauptbahnhofes Düsseldorf in der 
PKS Nordrhein-Westfalen erfassten deutschen Tatverdächtigen bitte ich, der folgenden Ta-
belle zu entnehmen. 
 

Rauschgifthandel im Bereich des Hauptbahnhofes Düsseldorf - Weitere 
Staatsangehörigkeiten deutscher Tatverdächtiger  

Staat  2025 

Griechenland  1 
Iran  1 
Marokko  2 
Tunesien  0 
Türkei  1 

Quelle: PKS Nordrhein-Westfalen 
 
 
3. Bei wie vielen der im Bereich des Düsseldorfer Hauptbahnhofs wegen Drogenhan-

dels polizeilich auffällig gewordenen Tatverdächtigen handelt es sich um (Asyl-) 
Zuwanderer? 

 
Die Anzahl der in der PKS Nordrhein-Westfalen wegen des Handels mit Betäubungsmitteln 
und zusätzlich wegen des Handels mit Cannabis erfassten tatverdächtigen Zuwanderinnen 
und Zuwanderer lag im Jahr 2025 bei 80. 
 
 
 




